
 

 

Beendigung von Ausbildungsverhältnissen 
 
 
1. Allgemeine Beendigungstatbestände 
 
Während der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis ohne Einhalten einer Kündi-
gungsfrist gekündigt werden (§ 22 Abs. 1 BBiG). Die Probezeit beträgt unter Anwendbarkeit 
des Manteltarifvertrages der Papierindustrie höchstens drei Monate (§ 24 Ziff. 2.1. MTV). Die 
gesetzlich verlängerte Probezeit von maximal vier Monaten findet bei Anwendbarkeit des 
MTVs keine Anwendung.  
 
Nach Ablauf der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis vom Ausbildungsbetrieb nur 
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden (§ 22 Abs. 2 
Nr. 1 BBiG). Die Kündigung ist somit nach Ablauf der Probezeit nur unter sehr engen Voraus-
setzungen zulässig.  
 
Gemäß § 22 Abs. 3 BBiG muss der Ausbildungsbetrieb die Kündigung schriftlich aussprechen 
und, was bei Kündigung gegenüber sonstigen Arbeitnehmern nicht notwendig wäre, die Kün-
digungsgründe im Kündigungsschreiben schriftlich darlegen. Unterlässt der Ausbildungsbe-
trieb die Angabe der Kündigungsgründe im Kündigungsschreiben, ist die Kündigung schon 
aus diesem Grunde rechtsunwirksam.  
 
Im Übrigen muss die Kündigung nach Ablauf der Probezeit innerhalb von zwei Wochen aus-
gesprochen werden, nachdem der zur Kündigung Berechtigte von den der Kündigung zugrun-
deliegenden Tatsachen Kenntnis erlangt.  
 
Im Übrigen ist der Betriebsrat vor Ausspruch der Kündigung anzuhören.  
 
Unabhängig davon kann das Berufsausbildungsverhältnis jederzeit einvernehmlich durch Auf-
hebungsvertrag beendet werden. Bei minderjährigen Auszubildenden muss darauf geachtet 
werden, dass der gesetzliche Vertreter (im Regelfall die Eltern) den Aufhebungsvertrag unter-
zeichnet.  
 
 
2. Beendigung durch Abschlussprüfung 
 
Die Beendigung des Ausbildungsverhältnisses ist in § 21 Berufsbildungsgesetz (BBiG) gere-
gelt. Danach endet das Ausbildungsverhältnis mit dem Ablauf der Ausbildungszeit. Im Falle 
der Stufenausbildung endet es mit Ablauf der letzten Stufe.  
 
Bestehen Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die Abschlussprüfung, so endet das 
Berufsausbildungsverhältnis mit Bekanntgabe der Ergebnisse durch den Prüfungsausschuss 
(§ 21 Abs. 2 BBiG).  
 
Bestehen Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, so verlängert sich das Berufsausbil-
dungsverhältnis auf ihr Verlangen bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens 
um ein Jahr (§ 21 Abs. 3 BBiG).  
 
Der genaue Tag der Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses lässt sich bei bestande-
ner Abschlussprüfung nicht exakt vorhersehen. Der Prüfungsausschuss gibt die Ergebnisse 
dem Auszubildenden und nicht dem Ausbildungsbetrieb bekannt. Der Ausbildungsbetrieb hat 
daher nicht immer Gewissheit, zu welchem Zeitpunkt diese Bekanntgabe erfolgt ist.  
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Dies wirft insbesondere in den Fällen, in denen der Auszubildende nicht bzw. nicht unbefristet 
übernommen werden soll, Probleme auf. Arbeitet der Auszubildende nach Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses im Betrieb weiter, so besteht die Gefahr, dass ein unbefristetes Arbeits-
verhältnis entsteht. Das unbefristete Arbeitsverhältnis entsteht in dieser Situation gleichsam 
rückwirkend, da die Ausbildungszeit angerechnet wird. Der Auszubildende weist daher schon 
eine im Regelfall dreijährige Betriebszugehörigkeit auf. Dies bedeutet, dass der Auszubildende 
sofort Kündigungsschutz im Sinne des Kündigungsschutzes inne hat. Darüber hinaus kann 
keine Befristung ohne sachlichen Grund mehr abgeschlossen werden.  
 
Grundsätzlich kann nach bestandener Abschlussprüfung eine Befristung ohne sachlichen 
Grund vereinbart werden. Zwar darf der Arbeitnehmer im Rahmen einer Befristung ohne sach-
lichen Grund noch nie beim selben Arbeitgeber beschäftigt gewesen sein, die Zeit der Ausbil-
dung gilt aber nicht als Arbeitsverhältnis und wird nicht mit berücksichtigt. Hat der Auszubil-
dende aber nach Ablauf der Ausbildungszeit, wenn auch nur einen Tag, ohne befristeten Ver-
trag im Ausbildungsbetrag weiter gearbeitet, so liegt ein unbefristetes Arbeitsverhältnis vor, 
welches nachträglich nicht mehr ohne Sachgrund befristet werden kann.  
 
Eine an sich mögliche nachträgliche Befristung mit sachlichem Grund scheitert im Regelfall 
daran, dass der Arbeitgeber keinen sachlichen Grund darlegen und beweisen kann.  
 
Beabsichtigt der Ausbildungsbetrieb, den Auszubildenden unbefristet zu übernehmen, so ist 
die Rechtslage entschärft. Der Zeitpunkt der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses mit der 
Folge der Beendigung des Ausbildungsverhältnisses spielt dabei (nur) noch eine Rolle für die 
Frage der korrekten Vergütung. Nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses, hat der ehe-
malige Auszubildende Anspruch auf das Facharbeiterentgelt nach den jeweiligen tariflichen 
Entgeltregelungen.  
 
Handlungsempfehlungen: 
 
Um diesen Status der Rechtsunsicherheit zu verhindern, sollten Auszubildende möglichst früh-
zeitig darüber unterrichtet werden, wenn sie nicht bzw. auch nur befristet übernommen wer-
den. Dies sieht auch der Manteltarifvertrag vor (§ 24 Ziff. 3.3. MTV). Wenn demnach der Aus-
zubildende nach bestandener Prüfung nicht in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden soll, 
ist ihm dies spätestens drei Monate vor Ablauf der vereinbarten Ausbildungszeit mitzuteilen.  
 
Diese Frist ist daher grundsätzlich einzuhalten. Wird die Frist versäumt, kann dies zu Scha-
densersatzansprüchen gegenüber dem Ausbildungsbetrieb führen, so etwa wenn sich der 
Auszubildende auf die Übernahme verlässt und anderen potentiellen Arbeitgebern abgesagt 
hat. Der Auszubildende kann aber nicht auf den Abschluss eines Arbeitsverhältnisses klagen.  
 
 
Anlagen: 
 

/// Dem Merkblatt sind beigefügt: 
 

- Erklärung der Nichtübernahme des Auszubildenden (Anlage 1) 
- Erklärung der befristeten Übernahme (Anlage 2) 
- Erklärung der unbefristeten Übernahme (Anlage 3) 
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3. Nichtbestehen der Abschlussprüfung  
 
Sollte der Auszubildende die Abschlussprüfung nicht bestehen, so endet das Ausbildungsver-
hältnis grundsätzlich mit dem Ablauf der Ausbildungszeit. Aus Gründen der Rechtssicherheit 
sollten Auszubildende aber auch nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses der nicht be-
standenen Prüfung zunächst nicht weiter beschäftigt werden.  
 
Bestehen Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, so können sie verlangen, dass sich ihr 
Berufsausbildungsverhältnis bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um 
ein Jahr, verlängert. Dieses Verlangen der Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses ist nicht 
fristgebunden und kann auch noch unverzüglich nach Ablauf der Ausbildungszeit erklärt wer-
den. Daher sollte im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung und vor Fortsetzung der 
tatsächlichen Beschäftigung abgewartet werden, ob ein derartiges Verlangen abgegeben wird. 
Andernfalls besteht die Gefahr des unbefristeten Arbeitsverhältnisses. Im Übrigen sollte ein 
schriftlicher Hinweis an den Auszubildenden wie folgt ergehen: 
 
„Da Sie die Abschlussprüfung nicht bestanden haben, endet Ihr Ausbildungsverhältnis mit Ab-
lauf der Ausbildungszeit, somit am . . . (Datum).“ 
 
Verlangt der Auszubildende die Weiterbeschäftigung, so kann dies der Ausbildungsbetrieb 
aber nicht verhindern.  
 
Innerhalb der Höchstverlängerungsdauer von einem Jahr kann allerdings der Auszubildende 
nach der Rechtsprechung auch eine weitere Verlängerung beantragen, soweit diese (zweite) 
Wiederholungsprüfung innerhalb der Jahresfrist abgelegt werden kann.  
 


